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660 FB-T-sch         13.10.2017 
Reinhard Schmitz 
 66 10 
 
61 
Frau Drinda 
 61 31 
 
nbso 
Herr Schönfeld 
 60 10 
 
20 
Herr Schwartz 
 20 69 
 
 
 
 
01 
- über Herrn Stadtdirektor Märtens   gez. Märtens 
- über Frau Beigeordnete Deppe    gez. Deppe 
- über Herrn Oberbürgermeister Richrath  gez. Richrath 
 
 
 
 
Kreisverkehr Stauffenbergstraße - Ergebnisse der Verkehrsuntersuchung 
- Vorlage Nr. 2017/1766 
- Anfrage der CDU-Fraktion vom 09.10.2017 
 
 
Zu den mit Schreiben vom 09.10.2017 der CDU-Fraktion aufgeworfenen Fragen und der 
Begründung wird seitens der Verwaltung nachfolgend Stellung bezogen. 
 
Zu 1.:  
Der Fachbereich Finanzen steht bereits in Verhandlungen mit der Eigentümerin des öst-
lich der Stauffenberg-/Pommernstraße gelegenen Grundstücks. So wurde im Rahmen 
eines persönlichen Gesprächs vereinbart, dass die Eigentümerin ca. 300 m² an die 
Stadt veräußert. Auf einen Kaufpreis konnte man sich bisher allerdings nicht einigen. 
Nach aktueller Rücksprache mit dem Vertreter der Eigentümerin besteht weiterhin die 
Absicht, die oben genannte Teilfläche an die Stadt zu veräußern.  
Über die Chancen eines zeitnahen Abschlusses der Grundstücksverhandlungen kann 
seitens des Fachbereichs Finanzen keine Auskunft erteilt werden, da diese von der Zu-
stimmung der Eigentümerin abhängt. 
 
Die Eigentümer des westlich angrenzenden Grundstücks lehnen nach Auskunft vom 
12.02.2016 einen Verkauf an die Stadt Leverkusen grundsätzlich ab. Weitere Erkennt-
nisse liegen dem Fachbereich Finanzen nicht vor. 
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Zur Begründung zu 1. und 2.: 
Andere rechtliche Instrumente sind aus Sicht des Fachbereichs Finanzen nicht ersicht-
lich. Da die Hürden für Eingriffe in die Eigentumsrechte sehr hoch sind, müsste zu-
nächst geprüft werden, ob im vorliegenden Fall z.B. die Voraussetzungen für eine Ent-
eignung gegeben sind. Dabei ist zu beachten, dass sich ein derartiges Verfahren ein-
schließlich des Rechtsweges über Jahre hinziehen würde. Vor diesem Hintergrund soll-
te eine Einigung mit dem Grundstückseigentümer herbeigeführt werden. Auch im Falle 
des Mooswegs wurde aus den genannten Gründen letztlich auf ein Enteignungsverfah-
ren verzichtet und eine Einigung mit den Eigentümern gesucht. 
 
Zu 2.: 
Die am 04.05.2016 bekannt gemachte Satzung über die Veränderungssperre im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 221/II „Opladen – Kreisverkehr Rennbaumstra-
ße/Stauffenbergstraße“ (in Aufstellung) tritt gemäß § 17 BauGB spätestens nach Ablauf 
von zwei Jahren oder nach Rechtskraft des o.g. Bebauungsplanes außer Kraft. Auf 
Grund der begrenzten Geltungsdauer einer Veränderungssperre, der erschwerten Be-
dingungen einer Verlängerung und der bereits fortgeschrittenen Zeit sollte kurzfristig 
eine Entscheidung zum Ausbau der Kreisverkehrsanlage getroffen werden. Damit kann 
rechtzeitig vor Ablauf der Veränderungssperre das Bauleitplanverfahren weitergeführt 
und der Bebauungsplan zur Rechtskraft gebracht werden, der die planerischen Zielset-
zungen dann rechtsverbindlich sichert. 
Mit dem Bebauungsplan, in dem die erforderlichen Straßenverkehrsflächen festgesetzt 
sein werden, wird ein Erwerb der für den Straßen- bzw. Platzausbau benötigten Grund-
stücksflächen angestrebt. 
 
Zu 3.: 
Vorbehaltlich der Beschlussfassung zur Vorlage Nr. 2017/1766 würde von Seiten der 
Verwaltung für die bisher nur skizzenhaft dargestellte Variante eine Vor- und Entwurfs-
planung erstellt und eine Kostenermittlung durchgeführt werden, mit dem Ziel in 2018 
einen Zuschussantrag bei der Bezirksregierung einreichen zu können. Zurzeit ist diese 
Maßnahme beim Fördergeber im „Anhang“ aufgeführt, d. h. keinem konkreten Jahr zu-
geordnet. Mit Einreichung des Zuschussantrages würde von Seiten der Stadt beantragt 
werden, die Förderung ab dem Jahr 2019/2020 zu etatisieren, vorbehaltlich der haus-
haltsrechtlichen Genehmigungen und des Satzungsbeschlusses zum Bebauungsplan.  
Für das Jahr 2018 wird aus den dargestellten Gründen mit keiner Förderung gerechnet. 
 
Zu 4.: 
Die Thematik zur Gerichtsstraße wurde in der Aufsichtsratssitzung der neuen bahnstadt 
opladen GmbH am 01.03.2016 innerhalb eines Gutachtens vom Büro VIA eG vorgestellt 
und erörtert. 
Der Protokollauszug lautet: 
 

" Herr Gwiasda stellte das Gutachten anhand der beigefügten Präsentation vor.  
 
In der anschließenden Diskussion wurde insbesondere die Öffnung der Gerichtstra-
ße in den drei möglichen Varianten diskutiert. Im Rahmen des Bebauungsplanver-
fahrens wird hierzu keine Entscheidung erforderlich, dass der Bebauungsplan alle 
Varianten zulässt… 
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…Herr Hebbel hob abschließend hervor, dass die Entscheidung im Bebauungsplan 
nicht erforderlich wird, sondern mit der Präzisierung der Ansiedlung des Einzelhan-
dels im Rahmen des Geschäftszentrums auch eine Entscheidung zur zukünftigen 
Führung der Gerichtsstraße herbeigeholt werden soll." 

 
Das Büro VIA eG hat in seiner Untersuchung zu den verkehrlichen Auswirkungen in Op-
laden nachgewiesen, dass durch die Europa-Allee (Neue Bahnallee), die gewünschte 
Entlastung der Opladener Innenstadt (Kölner Straße, Robert-Koch-Straße) vom Kfz-
Verkehr stattfinden wird. Bei der Öffnung der Gerichtsstraße wird jedoch, wieder Kfz-
Verkehr in einer vierstelligen Größenordnung in die Innenstadt hereingezogen. 
 
Vor diesem Hintergrund kann von Seiten der Verwaltung eine Öffnung der Gerichtsstra-
ße nicht befürwortet werden.  
 
Zu 5.:  
Die Machbarkeit der Bypässe muss grundsätzlich auf deren Flächenbedarf (B-Plan), der 
Fahrdynamik und sonstiger Randbedingungen detailliert geprüft werden. 
 
Vorab können hier nur Hinweise abgegeben werden, die Rückschlüsse darüber geben, 
ob ein Bypass an den besagten Stellen sinnvoll erscheint. 
 
Der östliche Bypass muss so eingerichtet werden, dass über den Einfahrwinkel zur Lüt-
zenkirchener Straße ausreichende Sicht auf die ausfahrende Fahrzeuge aus dem Kreis-
verkehr in die Lützenkirchener Straße besteht. Weiterhin muss gewährleistet sein, dass 
die abbiegenden Fahrzeuge aus dem Bypass nicht in den Gegenverkehr fahren. Ein 
Bypass an dieser Stelle könnte aber zu einer Problemverlagerung führen: An der Zu-
fahrt Europa-Allee kommen nur noch Fahrzeuge in Fahrtrichtung "geradeaus" an, die 
dann schneller in den kurzen Stauraum zwischen dem signalisierten Rennbaumplatz 
und dem Nordkreisel einfahren können, der dann dementsprechend schneller vollläuft 
und zu einem Rückstau im Kreisverkehr führen kann. 
 
Der Flächenbedarf des westlichen Bypass ist explizit zu prüfen. Eine Verschiebung des 
Mittelpunktes des Nordkreises erscheint zwingend, was zu weiteren Prüfaufgaben führt. 
Grundsätzlich kann der Bypass und die Ausfahrt des Kreisverkehrs in die Freiherr-vom-
Stein-Straße West nur unter sehr spitzem Winkel (Sichtproblematik ähnlich wie am Ber-
liner Platz) zusammen geführt werden, was zu einem Konfliktpunkt führt. Für den By-
pass bzw. die benötigten Nebenanlagen (Rad- und Gehweg) müsste in die Böschung 
zur Friedhofsmauer eingegriffen werden, wobei dann auch Baumfällungen notwendig 
wären. 
 
Beide Bypässe werden kritisch gesehen. 
 
Zu 6.: 
Gemäß dem Verkehrsgutachten sind Optimierungen hinsichtlich der Signalisierung 
grundsätzlich möglich, sofern hierdurch keine negativen Auswirkungen auf den Ver-
kehrsfluss insgesamt hervorgerufen werden (Rückstau vom Nordkreisel auf den Knoten 
Rat-Deycks-/Rennbaumstraße). 
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Zu 7.: 
Eine Umgestaltung des Knotenpunktes mit „geringem Aufwand“ wird, da der zusätzliche 
Bypass und die notwendige Verschiebung des Kreismittelpunktes Einfluss auf den ge-
samten Knotenpunkt haben wird, nicht möglich sein. Zudem werden grundsätzlich Pro-
visorien oder Teillösungen vom Zuschussgeber als nicht förderfähig anerkannt. 
 
Tiefbau in Verbindung mit neue bahnstadt opladen GmbH, Finanzen und Stadtplanung 
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